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Drucksache Nr. 2513 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 20, Juli 1951 

7 - 81002— 1717/51 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Nach einer Mitteilung des Herrn Präsidenten des Deutschen Bundes- 
rates hat der Bundesrat am 8. Juni 1951 besdilossen, den 

Entwurf eines Gesetzes zur Abänderung 
des Gesetzes über die Selbstverwaltung 
und über Änderungen von Vorschriften 
auf dem Gebiete der Sozialversicherung 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 des Grundgesetzes beim Deutschen 
Bundestag einzubringen. 

Gemäß Artikel 76 Absatz 3 des Grundgesetzes übersende ich als 
Anlage 1 den vom Deutschen Bundesrat beschlossenen Entwurf 
nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Entwurf ergibt 
sidi aus Anlage 2. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


2 Anlagen 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straß« 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße l 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Abänderung des Gesetzes über die Selbst- 
verwaltung und über Änderungen von Vor- 
schriften auf dem Gebiete der Sozial- 
versicherung 

§ 1 

Im Gesetz über die Selbstverwaltung und 
über Änderungen von Vorschriften auf dem 
Gebiete der Sozialversicherung vom 22. Fe- 
bruar 1951 (Bundesgesetzblatt 1951 Teil I 
S. 124) wird im § 16 Absatz 1 letzte Zeile das 
Datum „30. Juni 1951“ durch das Datum 
„30. September 1951“ ersetzt. 

S 2 

Das Gesetz tritt am 30. Juni 1951 in Kraft. 


Begründung 

Das Bundesarbeitsministerium hat bis jetzt 
die Wahlordnung gemäß § 11 des Selbstver- 
waltungsgesetzes nicht erlassen. Es ist daher 
sicher, daß bis zum 30. Juni 1951 die Wah- 
len zu den Organen der Versicherungsträger 
noch nicht durchgeführt sind. Um eine ord- 
nungsgemäße Geschäftsführung bis zur 
Durchführung der Wahlen zu den Organen 
der Versicherungsträger zu ermöglldien, muß 
die Frist für die weitere Amtsführung der 
Geschäftsführer verlängert werden. 


2 



Anlage 2 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu dem vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Ab- 
änderung des Gesetzes über die Selbstverwaltung und über Änderungen von Vorschriften 

auf dem Gebiete der Sozialversidierung 


Das Gesetz über die Selbstverwaltung und 
über Änderungen von Vorschriften auf dem 
Gebiet der Sozialversicherung (GSv) vom 
22. Februar 1951 (BGBl. S. 124) schreibt vor, 
daß die Geschäftsführer der Sozialversichc- 
rungsträger aus Anlaß der Wiederherstellung 
der Selbstverwaltung in der Sozialversiche- 
rung grundsätzlich neu zu wählen sind (§ 8 
Absatz 1 GSv). Nach § 16 Absatz 1 Satz 2 
GSv sollten die Geschäftsführer jedoch bis 
zum 30. Juni 1951 im Amte bleiben. Diese 
Regelung ging davon aus, daß die zu bilden- 
den Organe der Sozialversidierungsträger be- 
reits gewählt sind, wenn die Abnahme der 
Jahresrechnung 1950 fällig wird. 

Da die Organe der Sozialversidierungsträger 
am 30. Juni 1951 (§ 16 Axbsatz 1 Satz 2 GSv) 
noch nicht gebildet sind, können sie auch die 
Jahresredinung 1950 nicht abnehmen. Hier- 
nach ist der 30. Juni 1951 als gesetzliche 
Fristbestimmung nidit praktisch; denn in- 
folge der Bezugnahme des § 16 Absatz 1 
Satz 1 GSv auf § 8 GSv beruht die gesetzte 
Frist für die Amtsbeendigung der Geschäfts- 
führer darauf, daß am 30. Juni 1951 die neu- 
gebildeten Organe mit der Möglichkeit be- 
stehen, die bisherigen Geschäftsführer (Leiter) 
durdi Wahl zu bestätigen oder andere Ge- 
schäftsführer zu wählen. 

Im übrigen ist § 16 Insofern auf die meisten 
Versicherungsträger nidit anwendbar, als die 
Gesdiäfte der Versicherungsträger zur Zeit 
überwiegend nodi von „Leitern“ geführt 
werden und nicht von Gesdiäftsführern. Daß 
Jedoch die „Leiter“ als die nach den bishe- 
rigen Vorsdiriften im Amte befindlichen 
Organe durch die Frist des 30. Juni nicht 
berührt werden, hat der Bundesminister für 
Arbeit bereits im Erlaßwege klargestellt (Er- 
laß vom 22. März 1951 — IV a 9 — 1460/51). 
Hiernach besteht kein unmittelbarer dringen- 
der Anlaß für eine Änderung des § 16 Ab- 
satz 1 Satz 2 GSv. 


Trotzdem erhebt die Bundesregierung keine 
Bedenken dagegen, daß eine entsprechende 
Änderung des § 16 schon jetzt in die Wege 
geleitet wird. § 16 Absatz 1 Satz 2 GSv be- 
ruht auf dem Gedanken, daß den bisherigen 
Geschäftsführern der Sozialversicherungsträ- 
ger Gelegenheit geboten sein soll, eine ange- 
messene Zeit mit den auf Grund des GSv 
neu gebildeten Organen zusammenzuarbei- 
ten. Auf diese Weise soll nach dem Willen 
des Gesetzgebers allen Geschäftsführern die 
Möglichkeit gegeben werden, durch ihre Lei- 
stung das Vertrauen der neuen Organe zu 
erwerben. Die Bundesregierung glaubt da- 
her empfehlen zu sollen, keinen festen Ter- 
min für diese Regelung vorzusehen; eine 
Frist von der utsächllchen Bildung der neuen 
Organe an gerechnet dürfte zweckmäßiger 
sein. 

Hiernach schlägt die Bundesregierung fol- 
gende Fassung von § 1 des Gesetzentwurfs 
vor: 

Im Gesetz über die Selbstverwaltung und 
über Änderungen von Vorschriften auf 
dem Gebiet der Sozialversicherung vom 
22. Februar 1951 (Bundesgesetzblatt 1951 
Teil I S. 124) erhält § 16 Absatz 1 Satz 2 
folgende Fassung: 

„Andere Geschäftsführer sollen frühestens 
sechs Monate nach Bildung des neuen 
Vorstandes gewählt werden.“ 

Zu Satz 1 der Begründung des Gesetzent- 
wurfs des Bundesrates ist auf folgendes hin- 
zuweisen: 

Infolge der langen Laufzeit des Gesetzes, mit 
dem sich auch der Vermittlungsausschuß zu 
befassen hatte (Artikel 77 Absatz 2 GG), 
konnten die Arbeiten für die Wahlordnung 
durch Versendung eines (vorläufigen) Refe- 
rentenentwurfs aber erst Ende Februar 1951 
in die Wege geleitet werden (das Gesetz 
wurde am 22. Februar 1951 verkündet). 



Der Deutsche Gewerksdiaftsbund als maß- 
geblich beteiligter Sozialpartner gab seine zu- 
sammenfassende Stellungnahme zur Wahl- 
ordnung am 25. Juni 1951 ab; die Stellung- 
nahme der Arbeitsgemeinschaft der Knapp- 
schaften und der entsprechenden Gewerk- 
schaft ist erst am 29. Juni 1951 möglich. Der 
Entwurf der Wahlordnung geht dann den 
obersten Verwaltungsbehörden der Länder 


zur Vorbereitung der Stellungnahme der Lan- 
der im Bundesrat zu. Die Sozialpartner reg- 
ten bereits an, der Bundesminister für Arbeit 
möge die obersten Verwaltungsbehörden der 
Länder um tunlichste Beschleunigung der 
Stellungnahme bitten. Die Wahlen sollen 
nach dem Willen der Beteiligten so bald wie 
möglich durdigeführt werden. 


Anmerkung: Wortlaut des § 16 Absatz 1 GSv. 

(1) Der 5 8 findet, vorbehaltlich der Vorsdirlft des 
§ 15 Absatz 2, auf die bei dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes im Amte befindlichen Gesdiäftsführer An- 
wendung. Die Geschäftsführer verbleiben bis zur Ab- 
nahme der Jahresrechnung 1950, spätestens bis zum 
30. Juni 1951 im Amt. 



